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Drucksache Nr. 1005 


Der Bundesminister der Finanzen 
II C 4580 (By)-2 50 


Bonn, den 26. Mai 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Rinidestages 


Betn: Relombardieruiig tlor zwischen der Bundes- 
bahn und der bayerischen Slaalsregierung 
getroffenen Abkommen. 

Bezug: Anfrage Nr. 77 der Abgeordneten Strauß, 
Dr. Jaeger und Genossen 
- Nr. 933 der Drucksachen -. 


Im Aufträge der Bundesregierung beantworte ich die Anfrage wie 

folgt: 

Zu 1 : Die Sachdarstellung der Anfrage deckt sich mit einem Be- 
richt, den der Herr Bayerische Staatsminister für Verkehrs- 
angelegenlieiten mir übermittelt hat. 

Zu 2 : Nach diesem Bericht soll die Bank deutscher Länder die 
Relombardierung des im zweiten, dritten und vierten Über- 
einkommen vorgesehenen Gesamtbetrages von 30 Milk DM 
mit dem Hinweis darauf abgelehnt haben, daß das Arbeits- 
beschaffungsprogramm der Bundesregierung weitere Hilfs- 
maßnahmen - vor allem, soweit die Länder hieran inter- 
essiert seien - erübrige. 

Zu 3 : Die Bundesregierung betraditet die von ihr eingeleiteten 
Arbeitsbesdialfungsmaßnahmen, insbesondere das sogenannte 
Schwerpunktprograinm als zusätzliche Hilfen, deren Erfolg 
entscheidend davon abhängt, daß die Jjänder durch eigene 
investitions- und konjunkturpolitisdie Maßnahmen die Be- 
strebungen der Bundesregierung wirksam unterstützen. Soweit 
die Länder hierzu auf die Finanzierungshilfe des Zentral- 
banksystems angewiesen sind, setzt sich die Bundesregierung 
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erforderlichenfalls nachdrücklich dafür ein, daß ihnen diese 
Hilfe zuteil wird. In diesem Sinne wird die Bundesregierung 
audh im vorliegenden Falle auf die Bank deutscher Länder 
einzuwirken suchen. 

Zu 4 : Aus der Antwort zu 3 ergibt sich, daß die Auffassung, das 
Arbeitsbeschaffungsprogramm der Bundesregierung mache 
weitere Hilfsaktionen entbehrlich, von der Bundesregierung 
nicht geteilt wird. 


Schäffer 



